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Vor nunmehr über 10 Jahren, 
am 2. Juni 2002, haben 72 % 
der Stimmenden der Fristen­
regelung des Schwanger­
schaftsabbruches zugestimmt. 
Damit haben sie nach jahre­
langen Debatten den Frauen 
das Recht zugestanden, eigen­
verantwortlich zu entschei­
den, ob sie eine Schwanger­
schaft austragen wollen oder 
nicht. Die Übernahme der 

Kosten dieser medizinischen Leistung durch die Krankenkas­
sen, sprich durch die Grundversicherung, war ein integraler 
und völlig unbestrittener Bestandteil der Vorlage.

In den seither vergangenen zehn Jahren sind wir mit der 
Fristenlösung gut gefahren. Die Zahl der Schwangerschafts­
abbrüche hat sich auf niedrigem Niveau stabilisiert – der An­
stieg der Abtreibungen, den die damaligen Gegnern auf­
grund eines vermeintlich verantwortungslosen Umgangs mit 
dieser «Verhütungsmethode» prophezeit hatten, blieb aus. 

Am 9. Februar dieses Jahres werden wir nun über die 
 Initiative «Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache» abstim­
men. Diese wurde Ende Januar 2010 lanciert und knapp vor 
Ablauf der achtzehnmonatigen Sammelfrist mit 109 600 Un­
terschriften eingereicht, also knapp mehr als die notwendi­
gen 100 000. Man kann sagen: es hat gerade noch knapp ge­
reicht. Die Initiative verlangt im Wortlaut: «Unter Vorbehalt 
von seltenen Ausnahmen seitens der Mutter sind Schwanger­
schaftsabbruch und Mehrlingsreduktion im Obligatorium 
nicht eingeschlossen». Angestrebt wird von den Initianten 
nach eigenen Angaben eine Reduktion der Gesundheits­
kosten. Sie argumentieren, dass sie die Selbstverantwortlich­
keit der Versicherten stärken wollen: Wer für sich eine Abtrei­
bung in Betracht ziehe, könne ja eine Zusatzversicherung ab­
schliessen. Die Initiative stellt ihrer Meinung nach sicher, 
dass die obligatorische Krankenversicherung Leben rette und 
nicht Leben vernichte. Und schliesslich: die Initiative stoppe 
den finanziellen Anreiz, durch die Krankenversicherung 
Schwangerschaften abzubrechen, das reduziere die Zahl der 

Abtreibungen. Nachzulesen ist diese Argumentation auf der 
Website der Initianten www.privatsache.ch. 

Das ist eine deutliche Sprache, und wir kennen sie gut aus 
den Diskussionen um die Fristenregelung: Frauen vernichten 
leichtfertig Leben, sie treiben ab, weil die Krankenkasse ihnen 
das bezahlt. Solche Aussagen sind nicht nur zynisch, sondern 
sie verkennen auch völlig den Charakter der Schwanger­
schaftsabbrüche. Trotz guten Verhütungsmitteln kommt es 
nach wie vor zu ungewollten Schwangerschaften – ein Kind 
zur falschen Zeit mit dem falschen Vater kann nach wie vor 
eine Katastrophe sein im Leben einer Frau. Sie handelt dann 
selbstverantwortlich – und verantwortungsvoll in Bezug auf 

das Kind, das geboren würde –, wenn sie sich gut überlegt, ob 
sie die nötigen Ressourcen hat, um ein Kind aufzuziehen. 

Bei den allenfalls in der Grundversicherung eingesparten 
Beträgen handelt es sich um vergleichsweise kleine Summen, 
die Krankenkassen schätzen die von ihnen für Schwanger­
schaftsabbrüche bezahlte Summe auf sieben bis zehn Millio­
nen Franken. Das sind etwa 0,03 % der Aufwendungen der ob­
ligatorischen Krankenversicherung, weniger als zwanzig Rap­
pen im Monat pro versicherte erwachsene Person. Falls die 
Frauen, wie von den Initianten gewünscht, die Kinder austra­
gen würden, entstünden durch diese Geburten mehr Kosten. 
Geburten sind teurer als Abbrüche, ganz abgesehen von den 
sozialen Kosten, die durch Kinder entstehen, deren Leben 
nicht gesichert ist.

Um die Kosten kann es also nicht gehen, darum geht es 
auch nicht. Die Initianten wollen das Rad der Zeit zurückdre­
hen und den Zugang zum Schwangerschaftsabbruch wieder 
erschweren. Gerade für finanziell oder sozial benachteiligte 
Frauen ist es aber wichtig, keine Hürden überwinden zu müs­
sen, um einen medizinisch einwandfreien Schwangerschafts­
abbruch zu erhalten. Das Streichen des Schwangerschaftsab­
bruchs aus der Grundversicherung untergräbt das Solidari­
tätsprinzip gerade mit den Frauen, die es am nötigsten 
brauchen!
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Initiative zum Schwangerschaftsabbruch  
gefährdet bewährte Fristenregelung

In den vergangenen zehn Jahren sind wir mit  
der Fristenlösung gut gefahren – die Abtreibungen 
haben nicht zugenommen.

Bei dieser Initiative geht es nicht  
um die Kosten, sondern sie will das Rad  
der Zeit zurückdrehen.
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